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II.
Weitere Ergänzungen

§ 13
Zusammenarbeit des Richters 

mit den örtlichen Organen der Staatsmacht
(1) Die Richter der Kreis- und Bezirksgerichte sind 

verpflichtet, vor den Volksvertretungen, durch die sie 
gewählt wurden, über ihre Tätigkeit Rechenschaft zu 
legen.

(2) Die Richter der Kreis- und Bezirksgerichte haben 
mit den örtlichen Organen der Staatsmacht, vor allem 
mit den Volksvertretungen, durch die sie gewählt wur­
den, ständig eng zusammenzuarbeiten. Sie haben bei 
ihrer Tätigkeit die örtlichen Verhältnisse sowie die in 
den Beschlüssen der örtlichen Organe der Staatsmacht 
enthaltenen Aufgaben zu beachten und aktiv zur Lö­
sung dieser Aufgaben beizutragen, insbesondere durch 
Hinweise auf die Entwicklung der Kriminalität oder 
auf andere Erscheinungen, die durch Analyse der Recht­
sprechung und der politischen Arbeit unter den Werk­
tätigen festgestellt werden. Die örtlichen Organe der 
Staatsmacht haben in ihrem Zuständigkeitsbereich die 
Richter in ihrer Tätigkeit bei der Einhaltung und Festi­
gung der sozialistischen Gesetzlichkeit und Gewähr­
leistung der Rechte der Bürger zu unterstützen.

§ 14
Politische Arbeit des Richters unter den Werktätigen

ln der Tätigkeit der Gerichte der Arbeiter-und- 
Bauern-Macht bilden die Rechtsprechung und die poli­
tische Arbeit unter den Werktätigen eine feste Einheit. 
Die Richter sind verpflichtet, durch regelmäßige Auf­
klärung über den sozialistischen Staat und sein Recht, 
insbesondere durch Erläuterung der Gesetze und durch 
Auswertung geeigneter Verfahren, die Bevölkerung zur 
Einhaltung der sozialistischen Gesetze und zur aktiven 
Mitwirkung bei ihrer Durchsetzung zu erziehen.

§ 15
Beziehungen des Ministeriums der Justiz 

zu den Gerichten
(1) Die Kreis- und Bezirksgerichte werden in ihrer 

Tätigkeit durch das Ministerium der Justiz angeleitet 
und kontrolliert

(2) Die Anleitung und Kontrolle haben, die Erfüllung 
der Aufgaben der Rechtsprechung und der politischen 
Arbeit unter den Werktätigen zu gewährleisten. Sie 
haben sich auch auf die Zusammenarbeit zwischen dem 
Gericht und den örtlichen Organen der Staatsmacht zu 
erstrechen und sicherzustellen, daß das Gericht durch 
seine Tätigkeit mithilft, die sich aus den Beschlüssen 
der örtlichen Volksvertretungen und ihrer Räte er­
gebenden Aufgaben zu lösen.

§ 16 
Rechtsanwälte

Die Rechtsanwälte in der Deutschen Demokratischen 
Republik haben durch ihre gesamte Tätigkeit zur Ent­
wicklung des sozialistischen Rechtsbewußtseins der Be­
völkerung und zur Festigung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit beizutragen. Sie haben die Rechtsuchendeft 
sachgemäß zu beraten und vor Gericht zu vertreten.

§ 17
Verteilung der Kreisgerichte

Für jeden Land- und Stadtkreis wird ein Kreis­
gericht gebildet. Ist ein Stadtkreis in mehrere Stadt­
bezirke aufgeteilt, wird für jeden Stadtbezirk ein Kreis­
gericht (Stadtbezirksgericht) gebildet.

§ 18
Voraussetzungen für das Amt des Schöffen

Als Schöffen können alle Bürger der Deutschen 
Demokratischen Republik gewählt werden, die das 
Wahlrecht besitzen und das 25. Lebensjahr vollendet 
haben.

§ 19
Entscheidungen außerhalb der Hauptverhandlung

Außerhalb der Hauptverhandlung oder der münd­
lichen Verhandlung entscheidet der Vorsitzende allein, 
soweit nicht gesetzlich die Mitwirkung der Schöffen an­
geordnet 1st.

§ 20
Entschädigung der Schöffen

Durch die Ausübung des Schöffenamtes dürfen dem 
Schöffen keine beruflichen und materiellen Nachteile er­
wachsen. Dem in einem Arbeitsrechtsverhältnis stehen­
den Schöffen ist der durchschnittliche Verdienst für die 
Zeit der Ausübung des Schöffenamtes weiter zu zah­
len. Schöffen, die in keinem Arbeitsrechtsverhältnis 
stehen, haben nach Maßgabe der bestehenden Bestim­
mungen Anspruch auf Entschädigung für Verdienstaus­
fälle und alle Schöffen auf Ersatz ihrer Auslagen.

III.
Schlußbestimmungen

§ 21
§ 18 gilt nicht für die vor dem Inkrafttreten dieses 

Gesetzes gewählten Schöffen während der Zeit ihrer 
Wahlperiode.

§ 22
Das Gesetz über die Verfassung der Gerichte der 

Deutschen Demokratischen Republik (Gerichtsverfas­
sungsgesetz) vom 2. Oktober 1952 (GBl. S. 983) erhält 
entsprechend den Grundsätzen dieses Gesetzes die an­
liegende Fassung.

§ 23
Dieses Gesetz tritt am 1. November 1959 in Kraft.

Das vorstehende, vom Präsidenten der Volkskammer im Namen des Präsidiums der Volkskammer unter dem 
dritten Oktober neunzehnhundertneunundfünfzig ausgefertigte Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den sechsten Oktober neunzehnhundertneunundfünfzig

Der Präsident 
der Deutschen Demokratischen Republik

W. P i e c k


